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STEUERPOLITIK

Stefan Bach, Bodo Linscheidt

Die Neuregelung der 
einheitswertabhängigen Besteuerung
Vor kurzem hat das Bundesverfassungsgericht die Anwendung der Einheitswerte 

des Grundbesitzes bei Vermögensteuer und Erbschaftsteuer für verfassungswidrig erklärt. 
Damit wurde ein Schlußstrich unter einen seit langem beklagten Zustand gezogen. 
Der Gesetzgeber ist aufgefordert, bis Ende 1996 eine Neuregelung herbeizuführen. 

Welche Optionen bestehen dabei? Wie kann die einheitswertabhängige Besteuerung
insgesamt neu geordnet werden?

Einheitswerte werden nach den Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes (BewG) fü r inländischen 

Grundbesitz und inländische Betriebe festgestellt. Sie 
werden zugrundegelegt bei der Vermögensteuer, der 
Gewerbekapitalsteuer, der Erbschaftsteuer und der 
Grundsteuer. Als eine Art Vorschaltverfahren der Wert­
ermittlung hat die Einheitsbewertung die Aufgabe, die 
Einheitlichkeit der Bewertung von Vermögensgegen­
ständen zu gewährleisten. Damit soll sie die Gleich­
mäßigkeit der Besteuerung sichern sowie -  jedenfalls 
nach der ursprünglichen Absicht des Gesetzgebers -  
der Steuervereinfachung und Minderung des Verwal­
tungsaufwandes (!) dienen1.

Kernbereich der Einheitswertermittlung ist die Be­
wertung von Grundstücken. Hierfür sind in Abhängig­
keit von Zustand und Nutzungsart der Grundstücke 
verschiedene Bewertungsverfahren vorgesehen. Un­
bebaute Grundstücke werden m it dem Verkehrswert, 
bebaute Grundstücke normalerweise nach einem Er­
tragswertverfahren (auf Basis der Jahresrohmiete und 
verschiedener Vervielfältiger), in Einzelfällen nach ei­
nem Sachwertverfahren bewertet. Letzteres kommt 
vor allem bei Ein- und Zweifamilienhäusern zur An­
wendung, die sich durch besondere Gestaltung und 
besondere Ausstattung wesentlich von normalen Ge­
bäuden unterscheiden, und bei Geschäftsgrund­
stücken, für die weder eine Jahresrohmiete ermittelt
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noch eine übliche Miete geschätzt werden kann (§ 76 
Abs. 3 BewG). Die Wertansätze beziehen sich jeweils 
auf den Zeitpunkt der letzten Hauptfeststellung, den 
1 .1 .1964 . Gemäß § 121a BewG wurden sie durch ei­
nen pauschalen Zuschlag von 40% erhöht (dies gilt 
nicht für die Grundsteuer).

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts

Mit seinen Beschlüssen vom 22. Juni 1995 hat das 
Bundesverfassungsgericht die Anwendung der Ein­
heitswerte des Grundvermögens bei der Veranlagung 
zur Vermögensteuer sowie zur Erbschaftsteuer für un­
vereinbar m it dem Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 
erklärt2. Ein derartiges Grundsatzurteil war schon lan­
ge überfällig und wurde allgemein erwartet. Bemer­
kenswert ist, daß das Gericht die Vorlage zum Anlaß 
genommen hat, die Vermögensteuer verfassungs­
rechtlich in ihren Maßstäben und Grenzen näher aus­
zuloten und explizit auf das Konzept einer ergänzen­
den Sollertragsteuer festzulegen. Insbesondere wird 
ausgeführt, daß die Verfassung die steuerliche Ge­
samtbelastung durch Einkommen- und Vermögen­
steuer auf die Ertragsfähigkeit des Vermögens be­
grenze; die Vermögensteuer dürfe ferner zu den 
übrigen Steuern vom Ertrag (also Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer) nur hinzutreten, soweit die steu­
erliche Gesamtbelastung des Sollertrags bei typisie­
render Betrachtungsweise von Einnahmen, abziehba­
ren Aufwendungen und sonstigen Entlastungen in der

’ Zur Geschichte von Bewertungsgesetz und Einheitsbewertung: 
L G ü r s c h i n g ,  A. S t e n g e r :  Kommentar zum Bewertungsgesetz 
und Vermögensteuergesetz, Einführung BewG Anm. 1 ff.; § 19 BewG, 
Anm. 4.

2 Bundesverfassungsgericht -  2 BvL 97/91 -  und -  2 BvR 552/91 -  
(als Manuskript beim Bundesverfassungsgericht verfügbar). Auszüge 
in: Neue Juristische Wochenschrift, 40/1995, S. 2615 ff.
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Nähe der hälftigen Teilung zwischen privater und öf­
fentlicher Hand verbleibe3. Ferner habe der Gesetz­
geber bei einer Neuregelung der Grundbesitzbewer­
tung zu beachten, daß die w irtschaftliche Grundlage 
persönlicher Lebensführung von der Vermögensbe­
steuerung freigestellt werden müsse (dies gilt sowohl 
fü r die Vermögensteuer als auch für die Erbschaft­
steuer). Dabei sei eine Orientierung am durchschnitt­
lichen Wert eines Einfamilienhauses naheliegend so­
w ie die Kontinuität des Ehe- und Familiengutes zu 
berücksichtigen.

Durch das Urteil werden für den Steuergesetzgeber 
die Möglichkeiten eines eigenständigen Zugriffs auf 
das Vermögen erheblich beschränkt. Bisher galt nach 
ständiger Rechtsprechung, daß die Besteuerung die 
Eigentumsgarantie des Grundgesetzes grundsätzlich 
unberührt lasse4. Das Bundesverfassungsgericht kon­
stitu iert nun einen besonderen eigentumsrechtlichen 
Bestandsschutz des konsolidierten Vermögens ge­
genüber der Besteuerung, der aus der Eigentums­
garantie des Art. 14 GG eigentlich nicht zu entnehmen 
ist5; gleiches gilt auch für die Begrenzung der steuer­
lichen Gesamtbelastung der Vermögenserträge auf 
etwa die Hälfte. Wenn auch das Bundesverfassungs­
gericht m it seinem Urteil wohl etwas über das Ziel hin­
ausgeschossen ist -  die Ausführungen zur Sollertrag­
steuerkonzeption waren durch die Vorlage nicht ver­
anlaßt, es ging um die Einheitswerte des Grundver­
mögens - ,  so wird damit doch zum ersten Mal eine 
verfassungsmäßige Obergrenze der Steuerbelastung 
festgesetzt. Vor dem Hintergrund der schon seit län­
gerem geführten Diskussion um institutionelle, insbe­
sondere konstitutionelle Beschränkungen der Finanz­
politik6 ist dies eine bemerkenswerte Entwicklung. 
Zugleich wird dam it jedoch die Vermögensteuer als

3 Dazu die abweichende Meinung des Richters Böckenförde, der 
zwar dem Senatsbeschluß im Ergebnis -  also in Hinblick auf die Zu­
grundelegung der gegenwärtigen Grundvermögen-Einheitswerte -  
zustimmt, jedoch die Festlegung der Vermögensteuer auf eine Soll­
ertragsteuer sowie die Begrenzung der steuerlichen Gesamtbela­
stung auf etwa die Hälfte der Vermögenserträge weder durch die 
Vorlage veranlaßt noch für verfassungsrechtlich begründet hält.

4 BVerfGE 4, 7, 17; 78, 249,277; 89, 48, 61. Als praktisch kaum rele­
vante Grenzlinie gilt lediglich eine übermäßig belastende, die Ver­
mögensverhältnisse grundlegend beeinträchtigende und damit er­
drosselnde Besteuerung, BVerfGE 14, 221, 241; 82, 159, 190.

5 So auch die abweichende Meinung des Richters Böckenförde (vgl.
Fußnote 3).

8 Dazu vor allem G. B re r nan ,  J. M. B u c h a n a n ;  Thepow erto
tax. Analytical foundatiors of a fiscal Constitution, London u.a.O. 
1980; dazu auch H. G r o s s e k e t t l e r :  Der Brennan-Buchanan-Plan
zur Eindämmung von Statstätigkeit oder: Brauchen wir eine neue 
Finanzwissenschaft?, in: :inanzarchiv 1981, S. 496 ff.; H. M a n n :  
Theorie und Politik der Stiuerreform in der Demokratie, Frankfurt am 
Main u.a.O. 1987; S. Bich:  Institutionelle Beschränkungen der 
Finanzpolitik; Beitrag für den Kongress „Gesundung der Staats­
finanzen“ der Hanns Matin Schleyer-Stiftung in Innsbruck im Juni 
1995, Tagungsband, Köln1995 (erscheint demnächst).

Instrum ent des Vermögensausgleichs und der 
Umverteilung praktisch abgeschafft.

Diese recht dezidierten und in weiten Bereichen ei­
ne Neuorientierung beinhaltenden Obiter dicta des 
Bundesverfassungsgerichts lenken den Blick auf das 
Gesamtbild der verschiedenen Komponenten der ge­
genwärtigen Vermögensbesteuerung in ihren steuer­
systematischen Aspekten.

Steuersystematische Rechtfertigung der 
Vermögensbesteuerung

Die fiskalische Bedeutung der Vermögensbesteue­
rung ist in Deutschland gegenwärtig (1995) m it einem 
Aufkommen von 33,6 Mrd. DM (oder 4,1% der ge­
samten Steuereinnahmen)7 im internationalen Ver­
gleich relativ gering. Im einzelnen schlagen zu Buche 
die Vermögensteuer m it 7,9 Mrd. DM, die Erbschaft­
steuer mit 3,6 Mrd. DM, die Grundsteuer mit 13,7 Mrd. 
DM und die Gewerbekapitalsteuer m it 8,4 Mrd. DM8. 
In den neuen Bundesländern werden die Vermögen­
steuer und die Gewerbekapitalsteuer nicht erhoben.

Eine zusätzlich zur Einkommensbesteuerung erfol­
gende Vermögensbesteuerung wird häufig mit einer 
besonderen steuerlichen Leistungsfähigkeit begrün­
det, die das Vermögen vermittelt. Unabhängig von 
den Vermögenserträgen werden dem Vermögensbe­
stand eigenständige Nutzenkom ponenten zuge­
schrieben -  zu denken ist etwa an Sicherheit, Liqui­
dität, Macht oder Sozialprestige. Hinzu tr itt das Motiv 
der Verteilungsgerechtigkeit. Durch Vermögensum­
verteilung bzw. durch die Verhinderung der Anhäufung 
großer Vermögensmassen und die Verwirklichung ei­
ner gleichmäßigeren Vermögensverteilung soll die 
Chancengleichheit der Gesellschaftsmitglieder ver­
bessert werden. Allerdings wäre unter diesem Aspekt 
auch die Erfassung des immateriellen Vermögens ge­
boten -  insbesondere des Humankapitals in Form von 
Ausbildung und beruflichen Fähigkeiten. Dies unter­
bleibt jedoch aus naheliegenden rechtsstaatlichen 
und steuertechnischen Gründen. Traditionell spielen 
bei der Rechtfertigung der Vermögensbesteuerung 
auch die Kontroll- und Nachholfunktion eine gewisse 
Rolle. Die einzelnen Elemente der deutschen Vermö­
gensbesteuerung lassen sich steuersystematisch wie 
fo lgt einordnen:

Die Vermögensteuer wurde ursprünglich als ergän­
zende Besteuerung des „fundierten Einkommens“

7 Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ , Oktober 1995.

■ Es wurde unterstellt, daß von den gegenwärtig 42 Mrd. DM Ge­
werbesteueraufkommen in den alten Bundesländern 20% auf die Ge­
werbekapitalsteuer entfallen.
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konzipiert, so vor allem im preußischen „Ergänzung­
steuergesetz“ aus der Zeit der Miquelschen Steuer­
reform in Preußen (1893), das die weitere Entwicklung 
zur Reichsvermögensteuer von 1922 geprägt hat -  
dies geschah allerdings vor dem historischen 
Hintergrund einer im Vergleich zur Gegenwart wesent­
lich niedrigeren Besteuerung der Erwerbseinkommen 
durch direkte Einkommensteuern. Auch in der gegen­
wärtigen Steuerrechtswissenschaft wird dieser Ge­
danke betont: Die Vermögensteuer müsse unter nor­
malen Umständen aus den üblicherweise zu er­
wartenden möglichen Erträgen (Sollerträgen) des 
Vermögens geleistet werden können, ein Eingriff in die 
Vermögenssubstanz sei also zu vermeiden9.

War das Bundesverfassungsgericht in seiner frühe­
ren Rechtsprechung noch nicht so weit gegangen, hat 
es nun die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der 
Vermögensteuer von ihrer Ausgestaltung als ergän­
zende Sollertragsteuer abhängig gemacht. Der sach­
gerechte Bewertungsmaßstab der Vermögensteuer ist 
dann der Ertragswert. Der wesentliche Unterschied

9 Vor allem P. K i r c h h o f :  Die Steuerwerte des Grundbesitzes, Köln 
1985; vgl. auch K. V o g e l :  Verkehrswert, Ertragswert und andere 
Werte, in: Deutsche Steuer-Zeitung A 1979, S. 32 ff.; D. M e y d i n g :  
Ist eine verfassungskonforme Vermögensbesteuerung überhaupt 
möglich?, in: Deutsches Steuerrecht 1992, S. 1113 ff.; K. T i p k e :  
Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, Köln 1993, S. 853 ff. Ähnlich auch 
BVerfGE 40, 109, 119; 41 269,281.

zur Belastungskonzeption der Einkommensbesteue­
rung besteht demnach nur darin, daß letztere Steuern 
allein auf den realisierten Vermögensertrag zugreifen, 
unrealisierte Vermögenssteigerungen also bis zur Re­
alisierung steuerfrei bleiben. Demgegenüber erfaßt die 
Vermögensteuer im Prinzip auch unrealisierte Wert­
steigerungen, indem -  so jedenfalls ihr konzeptionel­
ler Anspruch -  regelmäßig aktualisierte Werte der 
Besteuerung zugrundegelegt werden10; daß dies indes 
beim Grundvermögen aufgrund des großen verwal­
tungstechnischen Aufwands nicht praktikabel ist und 
daher unterbleibt, wird sich im folgenden zeigen. An­
gesichts der heutigen Dominanz der Einkommensbe­
steuerung stellt sich dann die Frage nach der Be­
rechtigung einer ergänzenden Sollertragsteuer, jeden­
falls soweit Vermögenserträge bereits durch die Ein­
kommensbesteuerung vorbelastet sind. So gesehen 
ist die verfassungsrechtliche Begrenzung der Ge-

10 Nebenbei bemerkt hat es nicht an Versuchen gefehlt, auch im Rah­
men der einkommensteuerlichen Bewertungsvorschriften vom han­
delsrechtlichen Realisations-, Niederstwerts- und Imparitätsprinzip
abzugehen. So versuchte die Rechtsprechung des preußischen 
Oberverwaltungsgerichts zum preußischen Einkommensteuergesetz 
von 1891 zeitweise, den „gemeinen Wert" (also den Verkehrswert) als 
Bewertungsgrundsatz zu etablieren -  letztlich ohne Erfolg. Die Ent­
wicklung der Teilwertidee in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts 
weist in eine ähnliche Richtung. Dazu K. B a r t h :  Die Entwicklung 
des deutschen Bilanzrechts und der darauf beruhenden Bilanzauf­
fassungen, Bd. II, Stuttgart 1955, S. 211 ff.

Stephan Herlitzius 
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1995, 71 S., brosch., 2 0 - DM, 148-ö S , 20,-sFr, ISBN 3-7890-3963-2 
(Schriften der Hans-Böckler-Stiftung, Bd. 21)
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samtbelastung aus Einkommensbesteuerung und 
Vermögensbesteuerung auf die Ertragsfähigkeit des 
Vermögens naheliegend.

Eine solche Interpretation negiert indes die erläu­
terte eigenständige Rechtfertigung der Vermögen­
steuer. So führte der Gesetzgeber der gegenwärtigen 
Vermögensteuer im Jahre 1974 aus, der Vermögens­
besteuerung liege ausdrücklich der Gedanke zugrun­
de, daß das Vermögen an sich bereits eine steuerlich 
relevante Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen 
darstelle11. Die im Jahre 1974 vorgenommene Ab­
schaffung der Abzugsmöglichkeit der Vermögen­
steuer als Sonderausgabe bei der Einkommensteuer 
dokum entiert ebenfalls den Willen des Gesetzgebers, 
die Vermögensteuer von der Einkommensbesteue­
rung zu emanzipieren. Gegen die Sollertragsteuer­
konzeption läßt sich ferner einwenden, daß die Ver­
mögensteuer seit jeher auch Vermögensteile einbe­
zieht, die nicht zur Erzielung (monetärer) Erträge ein­
gesetzt werden (z.B. selbstgenutztes Grundvermögen 
oder Kunstgegenstände, Schmuck), während sich die 
Einkommensbesteuerung auf marktliche Vermögens­
erträge beschränkt. Schließlich sind auch die Bewer­
tungsgrundsätze des BewG auf den Verkehrswert 
bzw. auf den gemeinen Wert ausgerichtet: Das Ziel 
der Einheitsbewertung von 1964 war es, „gleichmä­
ßige, den Verkehrswerten nahekommende Einheits­
w erte als Grundlage der Besteuerung zu finden“12 -  al­
so auch in den Fällen, wo das Ertragswertverfahren 
bei der Einheitsbewertung des Grundbesitzes zur An­
wendung kommt. Die bisher der Vermögensteuer zu­
m indest konzeptionell-theoretisch zugedachte vertei­
lungspolitische Funktion müßte mit dem Verfassungs­
gerichtsurteil weitgehend aufgegeben werden, es sei 
denn, diese Funktion würde von anderen Steuern 
übernommen.

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer ist anerkann­
termaßen eine Substanzsteuer, die den Vermögens­
transfer zwischen den Generationen belastet. Sie 
kann auch als eine Teilkomponente der Einkommens­
besteuerung interpretiert werden, da sie in ihrer Aus­
gestaltung als Erbanfallsteuer auf einen Leistungs­
fähigkeitszugang des Erben (oder Beschenkten) 
zugreift13. Der Gedanke der Verteilungsgerechtigkeit 
im Sinne einer Milderung von Startungleichheiten in 
der Wettbewerbswirtschaft spielt bei der Rechtferti­
gung eine zentrale Rolle. Erbschaften und Schenkun-

"  Bundestags-Drucksache VI/3418, S. 51.

Bundestags-Drucksache IV/1488, S. 31.

13 Vgl. z.B. G. S c h a n z :  Der Einkommensbegriff der Einkommen­
steuergesetze, in: Finanz-Archiv 1896, S. 24.

gen sind auch w ichtige Bestimmungsgründe für die 
Vermögenskonzentration. Die Anknüpfung an Erb­
schaften und Schenkungen ist folglich ideal für die 
Zielsetzung einer Nivellierung der Vermögensver­
teilung geeignet. Traditionell wird der Erbschaftsteuer 
auch eine Kontroll- und Nachholfunktion zugespro­
chen'4.

Bei der Rechtfertigung der Grundsteuer spielt da­
gegen weniger der Gedanke der Vermögensbesteue­
rung oder der Umverteilung, sondern vor allem das 
äquivalenztheoretische Motiv des Ausgleichs kommu­
naler Leistungen eine Rolle. Das Kommunalsteuer­
system soll eine Art Interessenausgleich gewährlei­
sten zwischen der örtlichen Wohnbevölkerung und 
den übrigen Gruppen, die kommunale Leistungen 
nutzen und ebenfalls zum Gemeindesteueraufkom­
men beitragen (vor allem die Gewerbebetriebe, die 
über die Gewerbesteuer belastet werden). Aus dieser 
Sicht ist an die bevölkerungsbezogene Gemeindebe­
steuerung zunächst lediglich die Anforderung zu stel­
len, daß sie in Ausgestaltung und wirtschaftlichen Wir­
kungen örtlich „radiziert“ ist15, also die örtliche Wohn­
bevölkerung belastet und „spillovers“ über die Ge­
meindegrenzen vermeidet. Die Anknüpfung an den 
örtlichen Grundbesitz bedeutet so gesehen eine 
durchaus naheliegende und im internationalen Ver­
gleich häufig anzutreffende Ausgestaltungsmöglich­
keit, die jedoch nicht zwingend erscheint.

Üblich ist auch eine kommunale Einkommensteuer­
komponente. Im gegenwärtigen deutschen Gemein­
desteuersystem stellt die Einkommensteuerbeteili­
gung der Gemeinden den weitaus gewichtigeren Teil 
der bevölkerungsbezogenen Gemeindebesteuerung 
dar: M it gegenwärtig (1995) 46,4 Mrd. DM übersteigt 
sie die Einnahmen der Grundsteuer um mehr als das 
Dreieinhalbfache. Neben dem Interessenausgleich 
wird die Grundsteuer auch mit dem Ziel der kommu­
nalen Finanzautonomie gerechtfertigt, da sie aufgrund 
des Hebesatzrechtes der Gemeinden besonders „be­
weglich“ ist16. Die Erfüllung der genannten Funktionen 
der Grundsteuer setzt jedoch nicht die Anknüpfung an 
den Vermögenswerten voraus; sie könnten beispiels­
weise durch eine Orientierung an grundstücks- oder 
gebäudespezifischen Merkmalen ebensogut erreicht 
werden.

14 So begründet die Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung eine 
ganze Reihe von Anzeigepflichten für Vermögensverwalter, Versiche­
rungen, Standesämter, Gerichte, Notare und andere Urkundsperso­
nen. Derartig weitgehende Eingriffe in die persönlichen Verhältnisse 
werden den Steuerpflichtigen bei den „übrigen“ Steuern nur in Aus­
nahmefällen zugemutet.

15 Klassisch J. P o p i t z :  Der künftige Finanzausgleich zwischen
Reich, Ländern und Gemeinden, Berlin 1932, S. 114 f.
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Allgemein ist bei einer Neuregelung der Vermö­
gensbesteuerung zu beachten, daß Vermögensge­
genstände unterschiedlich mobil sind. Grundvermö­
gen ist im m obil, es kann sich dem nationalen 
Besteuerungszugriff nicht entziehen. Geldvermögen 
ist dagegen hochmobil; der fiskalische Steuerzugriff 
läuft hier vielfach ins Leere, weil sich die Steuerpflich­
tigen in ausländische Steuerschutzzonen zurückzie­
hen. Dies gilt nicht nur für die Vermögensbesteuerung, 
sondern für die gesamte Kapitaleinkommensbesteue­
rung -  erinnert sei an die jüngsten Erfahrungen mit 
dem Zinsabschlag17. Derartige Ungleichbehandlungs­
ergebnisse hat der Gesetzgeber bei einer Neurege­
lung zu beachten. Wer eine einheitliche Vermögens­
besteuerung zu Verkehrswerten w ill, muß die 
faktische G leichbehandlung des Geldverm ögens 
sicherstellen, sei es durch Einführung eines angemes­
senen Kontrollsystems (Aufhebung des Bankenge­
heimnisses), Kooperation mit ausländischen Finanz­
behörden oder eine Verschärfung der Strafandro­
hung13.

Insgesamt zeigt sich, daß neben fiskalischer Tradi­
tion und Rechtfertigung aus dem Leistungsfähigkeits­
gedanken den gegenwärtigen Vermögensteuern eine 
Reihe weiterer Funktionen zugewiesen werden (Um­
verteilung, Finanzautonomie der Gemeinden). Aller­
dings rechtfertigen diese keinesfalls die bestehende 
Form der Einheitsbewertung. Zudem können diese 
Funktionen zumindest partiell auch durch andere 
Steuern übernommen werden. Zu berücksichtigen ist 
dabei die vielfältige finanz- und rechtswissenschaft­
liche Kritik am bestehenden System der einheitswert­
abhängigen Steuern.

Ungleichbehandlung verschiedener 
Vermögensarten

Hauptkritikpunkt an der gegenwärtigen Vermö­
gensbesteuerung und Anlaß für die verfassungsrecht­
liche Überprüfung ist die dem Gleichbehandlungs-

16 Auch diese Funktion könnte durch den kommunalen Einkommen­
steueranteil übernommen werden, sofern dieser mit einem eigenen 
Hebesatzrecht ausgestattet wird. Siehe dazu Wissenschaftlicher 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen: Gutachten zur Reform 
der Gemeindesteuern, Bonn 1982, S. 114 ff.; K.-H. H a n s m e y e r ,  
H. Z i m m e r m a n n :  Bewegliche Einkommensbesteuerung durch 
die Gemeinden, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 71 Jg. (1991), H. 12, 
S. 639 ff.; d i e s . :  Einführung eines Hebesatzrechts beim gemeind­
lichen Einkommensteueranteil, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 72. Jg. 
(1992), H. 9, S. 490 ff.

17 Zu Schätzungen über den Umfang der steuerlich motivierten Geld­
vermögensverlagerungen ins Ausland vgl. Handelsblatt vom 14. 2. 
1995, S. 6; vgl. dazu auch Deutsche Bundesbank: Aufkommen und 
ökonomische Auswirkungen des steuerlichen Zinsabschlags, in: Mo­
natsbericht Januar 1994, S. 45 ff.

18 Erinnert sei hier daran, daß das Finanzdienstleistungsgewerbe bei 
der Einführung des Zinsabschlags offensiv für Finanzanlagen in 
Luxemburg geworben hatte.

gebot zuwiderlaufende Bewertung des Vermögens. 
Im Zentrum steht dabei die unrealistisch niedrige 
Besteuerung des Grundvermögens im Vergleich zum 
sonstigen Betriebs- und Geldvermögen (z.B. Wertpa­
piere und Kapitalforderungen). Während die Einheits­
werte des Betriebsvermögens in Zeitabständen von 
drei Jahren neu festgesetzt werden (§ 21 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2. BewG)19 und das Geldvermögen im Prinzip 
zum Verkehrswert (Kurswert, Nennwert, Kapitalwert) 
angesetzt wird, gelten für das Grundvermögen weiter­
hin die Wertansätze der letzten Hauptfeststellung zum
1.1.  1964. Schon zu diesem Stichtag waren die Be­
wertungsansätze deutlich niedriger als die damaligen 
Verkehrswerte20. Aufgrund der in den letzten 30 Jah­
ren erfolgten erheblichen Steigerung der Grund­
stückswerte hat sich die Diskrepanz weiter verschärft; 
auch der pauschale Zuschlag von 40% kann diese 
Entwicklung kaum mildern. Nach Erhebungen des 
Bundesrechnungshofes entsprachen die Einheitswer­
te des Grundbesitzes bereits Ende der achtziger Jah­
re nur noch etwa 10% bis 20% der Verkehrswerte21.

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch eine flä­
chendeckende Kaufpreisuntersuchung der Finanzver­
waltung, bei der knapp 100000 Grunderwerbsteuer­
fälle des Frühjahrs 1992 aus den alten Bundesländern 
ausgewertet wurden22. Demnach erreichen die Ein­
heitswerte im Durchschnitt nur noch 9% bis 18% der 
Verkehrswerte (vgl. Tabelle), wobei es nach Region, 
Siedlungstyp, örtlicher Wohnlage und Gebäudetyp zu 
großen Unterschieden kommt. Für die neuen Bundes­
länder wurden sogar -  mangels sonstiger Vergleichs­
werte -  die Einheitswerte aus dem Jahre 1935 mit ei­
nem Zuschlag bis 600% übernommen (§ 133 BewG), 
so daß hier von noch gravierenderen Fehlbewertun­
gen auszugehen ist. Verstärkt wird die Ungleichbe­

Hierzu ist anzumerken, daß von 1993 an bei der Ermittlung der Ein­
heitswerte inländischer Gewerbebetriebe nicht mehr die Teilwerte der
einzelnen Wirtschaftsgüter, sondern die einkommensteuerlichen Bi­
lanzpositionen zugrundegelegt werden. Dadurch werden unrealisierte 
Wertsteigerungen des Anlagevermögens nicht mehr erfaßt; andere 
Wirtschaftsgüter werden aufgrund von überhöhten Abschreibungen 
(vor allem Sonderabschreibungen) zu niedrig angesetzt. Betriebs­
vermögen werden dadurch erheblich begünstigt, dazu kritisch 
K. T i p k e ,  J. L a n g :  Steuerrecht, 14. Aufl., Köln 1994, S. 470 ff.

20 Dazu der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen: Die Einheitsbewertung in der Bundesrepublik Deutschland, 
Mängel und Alternativen, Bonn 1989, S. 7 f.: „Bei im Ertragswertver- 
fahren bewerteten Mietwohngrundstücken lagen die Einheitswerte 
bereits 1964 im Durchschnitt nur bei 45 vH der Verkehrswerte, bei im 
Sachwertverfahren bewerteten Geschäftsgrundstücken bei rund 
70 vH. Bei anderen Grundstücken dürfte die Unterbewertung eher 
noch größer gewesen sein.“

21 Dazu das Schreiben des Bundesrechnungshofs vom 25. 3.1991 an 
den Vorsitzenden des Finanzausschusses des Deutschen Bundes­
tages.

22 M. W o l f :  Der Weg zu neuen Einheitswerten oder ihren Alterna­
tiven, in: Deutsches Steuerrecht, 1993, S. 546; dazu auch Capital
8/1994, S. 156 ff.; K. T i p k e ,  J. L a n g ,  a.a.O., S. 469.
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handlung dirch die Abzugsmöglichkeiten von Grund- 
stücksbela:tungen zum Nennwert. Im Ergebnis führt 
dies häufigzu „negativen“ Einheitswerten und somit 
zur Nicht-Bsteuerung des Grundvermögens.

Darüber linaus haben die im einzelnen verwende­
ten Bewertingsverfahren auch eine beträchtliche Un- 
gleichbehaidlung innerhalb des Grundvermögens zur 
Folge. DasSachwertverfahren etwa führt im Regelfall 
zu wesentlbh höheren Einheitswerten als das Ertrags- 
wertverfahßn. Vielfältige Verzerrungen ergeben sich 
auch durchdie Auslegung und Anwendung der kom­
plizierten Enzelvorschriften23. Hinzu kommt, daß sich 
die Wertrelationen zwischen den einzelnen Grund­
stücken sei der letzten Hauptfeststellung beträchtlich 
verändert haben, dies jedoch in der Einheitsbewer­
tung praktisch keinen Niederschlag findet. Die bereits 
erwähnten Erhebungen des Bundesrechnungshofes 
ergaben für das Verhältnis von Einheitswert zu Ver­
kehrswert extreme Schwankungen: Bei Geschäfts­
grundstücken lag der Anteil zwischen 2,0%  und 
140,9% , bei Mietwohngrundstücken zwischen 2,6% 
und 141,3% und bei Einfamilienhäusern zwischen 
1,1%  und 74,7%.

Die beschriebenen Verstöße gegen das Gebot der 
steuerlichen Gleichbehandlung haben verschiedene 
Konsequenzen: Die unterschiedliche Belastung ver­
schiedener Vermögensobjekte beeinflußt die Port­
folioentscheidungen der Steuerpflichtigen24. Aufgrund 
der krassen Unterbewertung des Grundvermögens im 
Vergleich zum Betriebs- und Geldvermögen wird die 
„F lucht in die Sachwerte“ verstärkt25. Auch können 
aus der Begünstigung von Betriebsgrundstücken im 
Vergleich zum sonstigen Betriebsvermögen volkswirt­
schaftlich ineffiziente Investitions- und Anpassungs­
entscheidungen resultieren. Zudem ist die ungleiche 
Behandlung von gleichwertigen Vermögensobjekten 
unter dem Aspekt der Steuer- und Verteilungsge­
rechtigkeit zu kritisieren.

Diese Mängel werden durch die zahlreichen Mög­
lichkeiten rur steuervermeidenden Gestaltung ver­
stärkt. Die Besteuerungshöhe hängt in erheblichem 
Umfang vom Geschick bzw. von den Kennt­
nissen desSteuerpflichtigen ab. Tipke/Lang sprechen 
von einem „Dummensteuereffekt“ , weil nur der gut

23 Ausführlichlierzu K. S c h e l l e ,  L. S c h e m m e l :  Die Einheitsbe­
wertung des Crundbesitzes, Wiesbaden 1993, S. 32 ff.

24 Vgl. D. D i ck e r tm an n :  Möglichkeiten für eine Reform der Ein- 
heitsbewertunj und ihre Auswirkungen auf die einheitswertabhängi­
gen Steuern, Finanzwissenschaftliches Forschungsinstitut an der 
Universität zu <öln, Sonderveröffentlichung Nr. 10, Köln 1985, S. 72 ff.

25 Vgl.G. S c l m ö l d e r s ,  K.-H. H a n s m e y e r :  Allgemeine Steuer­
lehre, Berlin 1180, S. 153.

Ergebnisse der Kaufpreisuntersuchung 1992

Grundstücksart
Durchschnittlicher 

Kaufpreis Einheitswert 
(ohne Zuschlag) 

DM DM

Verhältnis 
Einheitswert 
zu Kaufpreis

%

Einfamilienhaus 242200 30300 12,5
Zweifamilienhaus 297100 34800 11,7
Mietwohngrundstück 390800 45000 11,5
Geschäftsgrundstück 580600 102800 17,7
Gemischt genutztes
Grundstück

gewerblicher Anteil
bis 50% 422100 55500 13,1
gewerblicher Anteil
über 50% 431100 64800 15,0

Eigentumswohnung 163400 20700 12,7
Unbebautes Grundstück 80700 7200 8,9

Q u e l l e :  Bundesministerium der Finanzen.

Informierte bzw. gut Beratene alle Möglichkeiten des 
Gesetzes ausschöpfen kann26. Von den zahlreichen 
denkbaren Gestaltungsmöglichkeiten seien hier zwei 
Beispiele genannt: Das eine betrifft die schwierigen 
Abgrenzungsprobleme zwischen den einzelnen Ver­
mögensarten und Bewertungsverfahren. Die Bewer­
tung wird dadurch vielfach zur Verhandlungssache 
zwischen dem Finanzamt und dem Steuerpflichtigen 
bzw. dessen Steuerberater. Zu denken ist etwa an die 
Abgrenzung zwischen bebauten und unbebauten 
Grundstücken oder die anzusetzenden Zuschläge für 
Umbauten an Betriebsgebäuden27.

Ein anderes Beispiel ist die Vermögensbewertung 
im Rahmen der Erbschaftsteuer. Die eklatante Unter­
bewertung des Grundvermögens führt dazu, daß das 
Vererben eines wertvollen Grundstücks steuerfrei 
bleibt, während beim Vererben eines gleichwertigen 
Geldvermögens eine fühlbare Steuerschuld entsteht28. 
Entsprechend groß sind die Steuerumgehungsmög­
lichkeiten durch gezieltes Vererben/Verschenken von 
Grundvermögen und anschließenden Verkauf durch 
die Erben; anders herum lohnt es sich, angespartes 
Geldvermögen zunächst in Sachvermögen umzuwan­
deln (z.B. Kauf einer Eigentumswohnung für die Kin­
der), um es anschließend zu übertragen.

Erhebungs- und Befolgungskosten der 
Besteuerung

Die Bewertungsverfahren im Rahmen der gegen­
wärtigen Vermögensbesteuerung, die zu den be­
schriebenen Ungleichmäßigkeiten führen, sind auch 
die wesentliche Ursache für den weiteren Kritikpunkt

26 K. T i p k e ,  J. L a n g ,  a.a.O., S. 182.

27 Dazu und für weitere Beispiele K. S c h e l l e ,  L. S c h e m m e l ,  
a.a.O, S. 32 ff.

28 Zahlenbeispiele hierzu bei K. T i p k e ,  J. L a n g ,  a.a.O., S. 492 f.
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an der Einheitsbewertung, die hohen Erhebungs- und 
Befolgungskosten der Besteuerung. Die Geschichte 
der Einheitsbewertung des Grundbesitzes führt dies 
eindringlich vor Augen: Zwar ordnet das Bewertungs­
gesetz seit 1934 regelmäßige Hauptfeststellungen in 
Zeitabständen von sechs Jahren an; tatsächlich ist es 
dazu in den vergangenen 60 Jahren nur zweimal ge­
kommen, 1935 und 1964. Für die letzte Hauptfeststel­
lung am 1. 1. 1964 benötigte die Finanzverwaltung 
trotz personeller Verstärkung der Bewertungsstellen 
etwa sieben Jahre. Als dann die 1964er Einheitswerte 
ab dem Veranlagungszeitraum 1974 endlich einge­
führt wurden, waren sie schon veraltet (und daher mit 
dem Zuschlag von 40% zugrundegelegt). Die inzwi­
schen wieder seit Jahrzehnten hinausgezögerte Neu­
bewertung ist in erster Linie auf den zu erwartenden 
Aufwand und den Personalmangel der Finanzverwal­
tung zurückzuführen.

Schon allein die Methodenvielfalt bei der Bewer­
tung führt zwangsläufig zu einem hohen Verwaltungs­
aufwand. Hinzu kommen die im einzelnen äußerst 
komplexen Bewertungsverfahren29, die unübersicht­
liche Vielfalt an Einzelvorschriften, schwierige Abgren- 
zungs- und Bewertungsprobleme, nicht selten erfor­
derliche Ortsbesichtigungen, eine relativ große Anzahl 
von Bewertungseinheiten in Verbindung mit regel­
mäßig notwendigen Neubewertungen (z.B. im Zuge 
von Erweiterungsbauten oder Umwidmungen) sowie 
häufige Einsprüche und Klagen, die zu einer starken 
Beanspruchung der Finanzgerichte führen.

Das Karl-Bräuer-Institut rechnete den Personal­
einsatz, der in zwei verwaltungsinternen Untersu­
chungen in den Oberfinanzdirektionen Saarbrücken 
und Karlsruhe erm ittelt wurde, auf das Bundesgebiet 
hoch und kam so zu geschätzten reinen Personalaus­
gaben (ohne Personalnebenkosten und Arbeitsplatz­
kosten) von 400 bis 500 Mill. DM für die laufende 
Einheitsbewertung des Grundbesitzes im Jahre 
198930. Diese Zahlen sind vor allem in ihrer relativen 
Bedeutung zum Aufkommen der einheitswertabhän­
gigen Steuern zu sehen, das im Jahre 1989 nur ca. 
20 Mrd. DM betrug. Die Vermögensteuern liegen fo lg­
lich auch hinsichtlich des Anteils der Verwaltungsko­
sten am Steueraufkommen an der Spitze der deut-

29 Dies betrifft jedoch nicht ausschließlich die Einheitsbewertung. 
Auch das Verfahren zur Ermittlung des Wertes von nicht-notierten An­
teilen an Kapitalgesellschaften -  das sogenannte Stuttgarter Verfah­
ren -  zeichnet sich durch ein hohes Maß an Komplexität aus. Generell 
ist dem im Zuge der Einheitswertkritik teilweise entstehenden Ein­
druck entgegenzutreten, die Bewertung von Vermögenswerten, für 
die ein Verkehrswert nicht unmittelbar vorhanden ist, könne durch 
veränderte Bewertungsverfahren einfach und zugleich gerecht ge­
staltet werden.

30 K. S c h e l l e ,  L S c h e m m e l ,  a.a.O., S. 45.

sehen Steuern. Rappen schätzt den Verwaltungs­
kostenanteil bei der Vermögensteuer für das Jahr 
1984 auf 20%; hinzu kommen gut 12% Befolgungs­
kosten bei den Steuerpflichtigen31. Generell ist zu 
berücksichtigen, daß die einheitswertabhängigen 
Steuern auch bei den privaten Haushalten und den 
Unternehmen erheblichen Aufwand verursachen.

Zusätzlich zu den periodischen Erhebungs- und 
Entrichtungskosten der gegenwärtigen Vermögenbe­
steuerung entstünden noch beträchtliche Kosten bei 
einer neuen Hauptfeststellung der Einheitswerte. 
Diese wäre unumgänglich, um die beschriebenen Ab­
weichungen der Wertansätze im erforderlichen Aus­
maß zu beseitigen und zukünftig  Auseinander­
entwicklungen von Werten in Grenzen zu halten. In 
Betracht zu ziehen sind auch die hohen Kosten, die 
für den Aufbau einer effektiven Finanzverwaltung hin­
sichtlich der einheitswertabhängigen Steuern in den 
neuen Bundesländern entstehen würden.

Ertragsunabhängige Unternehmensbesteuerung

Das derzeitige System der einheitswertabhängigen 
Steuern enthält zwei Elemente, die das Betriebsver­
mögen der Unternehmen belasten: Die Gewerbekapi­
talsteuer und die Vermögensteuer. Letztere führt dar­
über hinaus zu einer steuersystematisch nicht zu 
rechtfertigenden (potentiellen) M ehrfachbelastung 
des Beteiligungsvermögens von Kapitalgesellschaf­
ten: Für juristische Personen besteht eine eigenstän­
dige Steuerpflicht, zugleich werden die Teilhaber als 
natürliche Personen mit ihren Beteiligungstiteln erneut 
von der Vermögensteuer erfaßt. Zudem wird die Ver­
mögensteuer der Kapitalgesellschaften mit Körper­
schaftsteuer belastet, da sie nicht vom körperschaft­
steuerpflichtigen Gewinn abgezogen werden darf 
(„Schattenw irkung“). Die gesonderte Besteuerung 
des betrieblichen Vermögens von Kapitalgesellschaf­
ten kann kaum mit dem Argument der Vermögensum­
verteilung gerechtfertig t werden, da steuerliche 
Leistungsfähigkeit nur bei natürlichen Personen vor­
handen sein kann. Das Aufkommen der Vermögen­
steuer von gegenwärtig (1995) knapp 8 Mrd. DM fällt 
zu mindestens 50% bei den Kapitalgesellschaften 
an32; andere Schätzungen kommen auf eine Quote 
von bis zu 80% 33. Dies bedeutet, daß der verbleiben­

31 H. R a p p e n :  Vollzugskosten der Steuererhebung und der Ge­
währung öffentlicher Transfers, in: RWI-Mitteilungen, 1989, S. 235.

32 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen: 
Die Einheitsbewertung a.a.O., S. 27.

33 W. M ü l l e r :  Branchenspezifische Unterschiede in der Steuerbe­
lastung von Unternehmen und ihre wachstumspolitische Beurteilung, 
Frankfurt a.M. 1995, S. 74, Fn. 91.
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de, unmittelbar verteilungsrelevante Teil der Vermö- 
gensbesteuerung weniger als 4 Mrd. DM ausmacht.

Die betriebiche Vermögensbesteuerung wird vor 
allem aufgrund ihrer Ertragsunabhängigkeit kritisiert. 
Bei schlechtei Ertragslage des Unternehmens, etwa 
in einer Gründungs- oder Neuorientierungsphase, 
strukturellen Schwächen oder im konjunkturellen 
Abschwung, kann sie die w irtschaftliche Substanz der 
Unternehmen gefährden. Allgemein wirken sich er­
tragsunabhängige Unternehmensteuern nachteilig auf 
den gesamtwirtschaftlichen Risikoausgleich aus: Bei 
entsprechend ertragsabhängiger Ausgestaltung (also 
bei gleichem Erwartungswert der Steuerbelastung) 
beteiligt sich der Fiskus am Risiko der Unternehmen; 
diesen Versicherungseffekt kann der Fiskus durch ei­
nen breiten Risikoausgleich über unterschiedliche 
Wirtschaftsbereiche, Regionen etc. -  jedenfalls auf 
der Ebene von Bund und Ländern -  kostengünstig 
herstellen; es erfolgt also eine Verringerung der ge­
samtwirtschaftlichen Risikokosten. Insbesondere be­
nachte ilig t die ertragsunabhängige Vermögensbe­
steuerung innovative Engagements, die meist 
überdurchschnittlich riskant sind, sowie junge Unter­
nehmen, die regelmäßig nur über eine dünne 
Eigenkapitaldecke verfügen. Verstärkt wird dieser un­
erw ünschte Effekt durch die Diskriminierung der 
Eigenfinanzienng durch die Vermögensteuer und die 
Gewerbekapitälsteuer. Bei der Vermögensteuer ist 
h ierfür die beschriebene Doppelbesteuerung des 
eigenfinanzieren Betriebsvermögens bei der Gesell­
schaft und bem Teilhaber verantwortlich, bei der Ge­
werbekapitals euer der Umstand, daß Dauerschulden 
nur zur Hälfte in die Bemessungsgrundlage einbezo­
gen sind (§1211 Nr.1 GewStG).

Reformalternative I: Anpassung im Rahmen 
des bestehenden Systems

Eine Reform der Vermögensbesteuerung und der 
einheitswertabhängigen Steuern ist nicht nur durch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vorge­
schrieben, sondern auch wegen der beschriebenen 
und seit langem vorgetragenen finanzwissenschaftli­
chen Kritik erforderlich. Hierbei sind zwei grundlegen­
de Reformalternativen zu unterscheiden: Die eine zielt 
darauf ab, das Verfahren der Vermögensbewertung zu 
verändern, um so zu einer gleichmäßigeren und zu­
gleich einfacheren Besteuerung zu gelangen. Die an­
dere Alternative besteht in der grundlegenden Neu- 
konzipierung oder Abschaffung der einheitswert­
abhängigen Steuern. Die Vor- und Nachteile der bei­
den Reformkonzeptionen sollen im folgenden erläu­
te rt werden.

Der am wenigsten weitgehende Reformvorschlag 
besteht darin, die bisherigen Einheitswerte grundsätz­
lich beizubehalten und -  analog dem bereits prakti­
zierten Verfahren eines 40%-Zuschlags -  die Wertan­
sätze mit einem Aufschlag anzupassen. Das Ziel 
besteht darin, zumindest die eklatante Unterbewer­
tung des Grundvermögens im Vergleich zum sonsti­
gen Vermögen auf ein erträgliches Maß zu reduzieren. 
Diesem Vorschlag ist jedoch entgegenzuhalten, daß 
damit alle Wertverzerrungen zwischen den einzelnen 
Grundstücken bzw. Grundstücksarten nicht nur auf­
rechterhalten, sondern sogar in ihrer Bedeutung ver­
stärkt werden. Entsprechend kann auch das Ziel einer 
akzeptablen Anpassung der Grundstückswerte an die 
Werte der übrigen Vermögensgegenstände nur im 
Durchschnitt gelingen. So wäre es bei einem pau­
schalen Zuschlag von z.B. 100% durchaus denkbar, 
daß einzelne Grundstücke höher als ihr Verkehrswert 
angesetzt werden, während die große Masse der nach 
dem Ertragswertverfahren bewerteten Grundstücke 
weiterhin einen Einheitswert von weniger als der 
Hälfte des Verkehrswertes aufweist -  ein Zustand, ge­
gen den mit großen Erfolgsaussichten Klage erhoben 
werden könnte. Das pauschale Zuschlagsverfahren 
kann deshalb „vernünftigerweise nicht in Betracht ge­
zogen werden“34. Aus diesem Grund werden differen­
zierte Zuschläge je nach Grundstücksart und Bewer­
tungsverfahren empfohlen. Wenn jedoch die be­
stehenden Wertverzerrungen spürbar gemildert wer­
den sollen, so müßten hierfür sachliche und regional 
unterschiedliche Kriterien entwickelt werden. Die hier­
bei erforderliche Differenzierung würde sich dem 
Verwaltungsaufwand einer neuen Hauptfeststellung 
annähern35. Prinzipiell ist ein Zuschlagsverfahren auch 
als Übergangslösung nicht zu empfehlen, da es die 
Bewertungsprobleme nicht an der Wurzel packt und 
gleichzeitig grundlegende Reformen hinauszögert.

Der zweite, ebenfalls stark am bisherigen Verfahren 
anknüpfende Vorschlag besteht darin, eine neue 
Hauptfeststellung der Einheitswerte nach altem Recht 
vorzunehmen. Auch dieser Vorschlag ist jedoch aus 
mehreren Gründen abzulehnen. Zum einen wäre mit 
einer derartigen Hauptfeststellung ein gigantischer 
Verwaltungsaufwand verbunden. Es müßten etwa 25 
Mill. Grundstücke bewertet werden. Die Anzahl der 
hierzu erforderlichen neuen Personalstellen wird auf

34 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen: 
Die Einheitsbewertung ..., a.a.O., S. 24.

35 Ebenda, S. 25. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Neubewertung 
des Grundvermögens kam aufgrund der Auswertung der Kaufpreis­
untersuchung 1992 zu dem Ergebnis, daß 288 Zuschlagsfaktoren an­
gewendet werden müßten, um erkennbare Wertbrüche zu bereinigen; 
vgl. dazu M. W o l f ,  a.a.O., S. 546.
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4000 bis 6000 geschätzt36, der Zeitbedarf auf etwa 
sieben Jahre. Im übrigen handelt es sich hierbei nicht 
um einen einmaligen Aufwand, eine Neufeststellung 
wäre eigentlich -  wie bereits erwähnt -  in regel­
mäßigen Abständen erforderlich. Da die grundsätz­
lichen Mängel der bestehenden Einheitsbewertung 
unverändert übernommen würden, wäre es wohl nur 
eine Frage der Zeit, bis die Unterschiede in den 
Wertansätzen wieder nicht hinnehmbare Ausmaße an­
genommen hätten. Auch für die Vereinfachung der 
laufenden Erhebung und Entrichtung wäre wenig ge­
wonnen. Eine Konservierung der gegenwärtigen Ver­
fahren durch eine neue Hauptfeststellung ist folglich 
nicht zu empfehlen.

Unter der Prämisse einer Aufrechterhaltung der be­
stehenden Grundstruktur der Vermögensbesteuerung 
ist der am häufigsten geäußerte Vorschlag, die Bewer­
tungsverfahren einfacher und praktikabler zu gestalten 
und zugleich die Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu­
mindest einigermaßen zu gewährleisten. Unter Beibe­
haltung der Einheitsbewertung wird etwa empfohlen, 
für unbebaute Grundstücke basierend auf den Kauf­
preissammlungen verkehrswertnahe Bewertungen an­
zustreben, für größere Mietwohnobjekte und für land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe stärker an den Ist-Er­
trägen orientierte Ertragswertverfahren anzuwenden 
und für Ein- und Zweifamilienhäuser, Eigentumswoh­
nungen und kleinere Mietobjekte eine gemischte Be­
wertung bestehend aus einem vereinfachten Sach­
wertverfahren für den Bodenwert und einem Er­
tragswertverfahren für die Gebäude vorzunehmen37.

Als Alternative käme die Aufgabe der Einheitsbe­
wertung und deren Ersatz durch ein für die einzelnen 
Steuerarten unterschiedliches und an den jeweiligen 
Besteuerungszweck angepaßtes Bewertungsverfah­
ren in Frage. Für die Vermögen- und die Erbschaft­
steuer führt dies jedoch nicht zu einer wesentlichen 
Vereinfachung der Bewertung. Hier muß in jedem Fall 
ein ausreichend differenziertes, die wichtigsten w ert­
beeinflussenden Faktoren berücksichtigendes Verfah­
ren zur Anwendung kommen, da nur so die Bela­
stungskonzeption dieser Steuern -  die Berücksichti­
gung der persönlichen Leistungsfähigkeit in Form des 
Vermögens -  einigermaßen zufriedenstellend umge­
setzt werden kann. Lediglich fü r die Grundsteuer kä­
me ein stark vereinfachtes Verfahren auf der Basis der

36 Die Spannbreite ergibt sich aus Schätzungen des Bundesfinanz­
ministeriums und der Deutschen Steuergewerkschaft; K. S c h e l l e ,  
L  S c h e m m e l ,  a.a.O., S. 95.

37 Dazu Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Fi­
nanzen: Die Einheitsbewertung ..., a.a.O., S. 20 f. Eine Vielzahl ande­
rer Vorschläge wird auch bei K. S c h e 11 e , L. S c h e m m e l ,  a.a.O.,
S. 88 ff., sowie bei M. W o l f ,  a.a.O., S. 547 ff., diskutiert.

Bodenricht- und/oder Brandversicherungswerte in 
Frage, bei dem regionale sowie grundstücks- und ge­
bäudespezifische Unterschiede nur typ is ie rt und 
schematisiert Berücksichtigung finden. Das verfas­
sungsrechtliche G le ichbehandlungsgebot könnte 
über diesen Reformweg zwar (einigermaßen) erfüllt 
werden, die Kritikpunkte des hohen Verwaltungsauf­
wandes und der ertragsunabhängigen Unterneh­
mensbesteuerung wären jedoch nicht oder kaum ent­
schärft.

Zusammenfassend läßt sich daher feststellen, daß 
die Bewertung im Rahmen de? gegenwärtigen Struk­
tur der Vermögensbesteuerung zwar durchaus zu ver­
einfachen und zugleich zu verbessern ist, dies jedoch 
schnell an Grenzen stößt. Das Grundproblem einer 
Massenbewertung des Grundbesitzes, das im Fehlen 
aktueller Verkaufspreise als Vergleichswert und der 
sich daraus ergebenden Notwendigkeit komplizierter 
Hilfsbewertungsmaßstäbe besteht, kann nicht durch 
die Wahl eines eleganten Verfahrens aus der Welt ge­
schafft werden38. Einfach, praktikabel und erhebungs­
billig wird die Vermögensbesteuerung niemals sein 
können. Auch bei neuen Bewertungsverfahren muß 
m it einem Aufwand gerechnet werden, der nicht allzu 
weit von den Kosten einer neuen Hauptfestellung ent­
fernt ist. Eine auch nur annähernd einzelfallgerechte 
und gleichmäßige Besteuerung mit der Bezugsgröße 
Verkehrswert ist und bleibt eine Utopie, die admini­
strativ nicht umgesetzt werden kann.

Reformalternative II: Grundlegende
Neukonzipierung oder Abschaffung

Diese eher entmutigenden Überlegungen legen ei­
ne radikale Reformperspektive nahe, nämlich die Ab­
schaffung aller einheitswertabhängigen Steuern. Hier­
durch würden die diskutierten Probleme der Ver­
mögensbesteuerung auf einen Schlag gelöst: Neben 
einem erheblichen Vereinfachungseffekt würden Un­
ternehmen und Haushalte entlastet, die Anreize zur 
Steuerhinterziehung verringert und die Ungleich­
mäßigkeiten der gegenwärtigen Vermögensbesteue­
rung beseitigt. Allerdings stehen einer derartigen Ab­
schaffung zwei gewichtige Argumente entgegen. Zum 
einen ist die Grundsteuer eine bedeutsame Gemein­
desteuer, die durch das Hebesatzrecht eine wichtige 
Funktion fü r die Verwirklichung der kommunalen 
Finanzautonomie erfüllt. Zum anderen würde mit der 
Abschaffung der Vermögen- und Erbschaftsteuer auf 
das Ziel der Vermögensumverteilung vollständig ver­
zichtet, was den allgemein akzeptierten gesellschaftli-

38 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen: 
Die Einheitsbewertung ..., a.a.O., S. 18 ff.
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chen Vorstellungen von Verteilungsgerechtigkeit zuwi­
derlaufen dürfte . Folglich ist über Kom prom iß­
varianten oder eine distributive Kompensation nach­
zudenken. Diese Überlegungen betreffen allerdings 
nicht die Gewerbekapitalsteuer sowie die Vermögen­
steuer für juristische Personen; deren Abschaffung ist 
in jedem Fall zu empfehlen.

Sofern durch die Abschaffung der gesamten Ver­
mögensteuer distributive Zieleinbußen in bezug auf 
den Indikator „Einkommen“ entstehen, so wäre ein 
Ausgleich durch eine aufkommensneutrale Erhöhung 
der Einkommensteuer' einschließlich einer Verschär­
fung der Tarifprogression möglich. Alternativ oder 
auch zusätzlich ist daran zu denken, die Kapitaler­
träge im Rahmen der Einkommensteuer stärker zu be­
steuern, z.B. durch eine Verbesserung des Vollzugs 
(bis hin zur Aufhebung des Bankgeheimnisses) oder 
die durchgängige Erfassung der Wertzuwächse39. Eine 
derartige Reform würde auch der Benachteiligung des 
steuerehrlichen Bürgers entgegenwirken. Es sei dar­
auf hingewiesen, daß die Funktion der Vermögens­
umverteilung durch eine eigenständig am Vermögens­
bestand anknüpfende Steuer nicht unbedingt voll­
ständiger und besser gelingen muß als durch die Be­
steuerung des Einkommens, da erstere das Human- 
kapital nicht erfaßt. Im Gegensatz hierzu können (rea­
lisierte) Erträge des immateriellen Vermögens im Rah­
men der Einkommensteuer ohne Probleme besteuert 
werden.

Auf die Besteuerung von Erbschaften und Schen­
kungen wird man aus distributiven Gründen nicht ver­
zichten wollen, um den „leistungslosen“ Zufluß großer 
Vermögensmassen zu reduzieren und somit einen 
Beitrag zur Verringerung der Vermögensunterschiede 
und zur Verwirklichung der Chancengleicheit zu lei­
sten. Um diese Gerechtigkeitszielsetzung zu erfüllen, 
müßte die Bewertung des Vermögens im Hinblick auf 
die Gleichbehandlung und die Möglichkeiten der steu­
ervermeidenden Gestaltung jedoch weitaus höheren 
Ansprüchen genügen, als es im bisherigen Verfahren 
der Fall ist. Zwangsläufig ist die Bewertung dann w ie­
der kompliziert und teuer, unter anderem auch wegen 
der zu erwartenden Rechtsstreitigkeiten. Angesichts 
der relativ kleinen Anzahl der Erbfälle pro Jahr und 
dem dam it möglichen Verzicht auf eine Massen­
bewertung des Grundbesitzes wäre der Aufwand je­
doch insgesamt noch akzeptabel, insbesondere wenn 
die Anzahl der Besteuerungsfälle durch eine deutliche 
Anhebung der Freibeträge reduziert wird. Eine derarti-

39 ln diese Richtung zieiei auch die Vorschläge des Wissenschaft­
lichen Beirats beim Buncfesministerium der Finanzen: Die Einheits­
bewertung ..., a.a.O., S. 23, zur Ersetzung der Vermögensteuer.

ge Anhebung erscheint auch im Hinblick auf die dis­
tributive Zielsetzung vertretbar, da die Besteuerung 
größerer Vermögenszuflüsse und nicht die Belastung 
eines durchschnittlichen Erbes angestrebt wird. Dies 
entspricht auch den Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichts; in Anlehnung daran könnte sich der 
persönliche Freibetrag beispielsweise am Wert eines 
durchschnittlichen Einfamilienhauses orientieren.

Bei der Grundsteuer ist im Hinblick auf die Ziel­
setzungen des Interessensausgleichs und einer aus­
reichenden kommunalen Finanzautonomie die Beibe­
haltung mit vereinfachter Bemessungsgrundlage zu 
empfehlen. Denkbar wäre z.B. eine generelle Selbst­
einschätzung der Steuerpflichtigen unter Zugrunde­
legung der Brandversicherungs- und Bodenrichtwerte 
und gleichzeitigen, stichprobenartigen Plausibilitäts­
prüfungen durch Finanzbeamte oder gemeindliche 
Bewertungsausschüsse40. Das Karl-Bräuer-Institut 
schlägt ein pauschaliertes Bewertungssystem vor, bei 
dem unterschiedliche Verfahren je nach den spezifi­
schen Eigenarten der einzelnen Grundstücksarten 
und den jeweils verfügbaren Daten angewendet wer­
den41. Schließlich ist auch eine Loslösung vom 
Anspruch einer Vermögensbewertung und der Über­
gang zu einer einfachen und praktikablen Mengen­
steuer in Erwägung zu ziehen. Beispielhaft seien hier 
die Vorschläge einer Wohnflächensteuer und einer 
F lächensteuer42 genannt. Derartige Modelle sind 
denkbar, weil in der Grundsteuer keine gleichmäßige 
Besteuerung des Grundvermögens im Verhältnis zum 
sonstigen Vermögen erforderlich ist, so daß auch grö­
bere grundstücks- oder gebäudespezifische Anknüp­
fungspunkte in Frage kommen.

Fazit
Insgesamt zeigt sich, daß sich das gegenwärtige 

System der einheitswertabhängigen Steuern am be­
sten wie fo lgt reformieren läßt: durch die Abschaffung 
der Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer, die Ein­
führung eines verbesserten Bewertungssystems für 
die Erbschaft- und Schenkungsteuer bei gleichzeitiger 
Verringerung der Zahl der Besteuerungsfälle durch 
deutliche Anhebung der Freibeträge und durch die 
Befreiung der Grundsteuer vom Anspruch der Fest­
stellung tatsächlicher Vermögenswerte, so daß eine 
stark vereinfachte, an der Erhebungsbilligkeit orien­
tierte Bemessungsgrundlage gewählt werden kann.

40 ln einem derartigen Verfahren sehen K. T i p k e ,  J. L a n g ,  a.a.O., 
S. 472 f., einen erheblichen Vereinfachungsbeitrag.

41 K. S c h e l l e ,  L. S c h e m m e l ,  a.a.O., S. 102 ff.

4S Dazu K. B i z e r :  Von der Grundsteuer zur Flächensteuer, in: 
D. E w r i n g m a n n  (Hrsg.): Ökologische Steuerreform: Steuern in der 
Flächennutzung, Berlin 1995, S. 162 ff.
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